
1255 der Beilagen zu den steno graphischen Protokollen des Nationalrates XI. GP. 

29. 4. 1969 

Regierungsvorlage 

. Bundesgesetz vom XXXXXXXXXX, 
mit dem das Landwirtschaftliche Siedlungs­
Grundsatzgesetz abgeändert und ergänzt wird 

Der Nationalrat hat bescblossen: 

Artikel I 

Das Landwirtschaftliche Siedlungs-Grundsatz­
gesetz, BGBl. Nr. 79/1967, wird wie folgt abge­
ändert und ergänzt: 

1. Nach dem Artikel II ist als ArtikelIlI ein-:­
zufügen: 

"Artikel m 
(unmittelbar anwendbares Bundesrecht) 

Siedlungsträger (§ 6 Abs. 2) sind im Rahmen 
ihrer Anerkennung ,von den Eintragungsgebüh­
ren nach TP. 11 Ht. b des Tarifes zum Gerichts­
und Justizverwaltungsgebührengesetz 1962, BGBl. 
Nr. 289, befreit." 

2. Der' bisherige Artikel III erhält die Bezeich­
nung Artikel IV und hat zu lauten: 

"Artikel IV 

(1) Mit der Wahrnehmung der· Rechte des 
Bundes gemäß Artikel 15 Abs. 8 des Bundes-Ver­
fassungsgesetzes in der Fassung von 1929 ist der 
Bundesminister für Land- und' Forstwirtschaft 
betraut, . welcher mit den übrigen beteiligten 
Bundesministern das Einvernehmen zu pflegen. 
hat. 

(2) Mit der Vollziehung des Artikels III ist der 
Bundesministerfür Justiz im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister für Finanzen betraut." 

Artikel 11 

Dieses Bundesgesetz ist auf alle noch nicht 
rechtskräftig veranlagten Fälle anzuwenden. 

Artikel III 

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist 
der Bundesminister für Justiz im Einvernehmen 
mit dem Bundesminister für Finanzen betraut. 
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2 1255 der Beilagen 

Erläuternde Bemerkungen 

Das Landwirtschaftlidle Siedhmgs-Grundsatz ... I werclenc:le Grundstücke vorsorglich, aufzukaufen 
gesetz, BGBI. Nr. 79/1967, sieht im § 6 Abs. 2 und bereitzuhalten haben, werden Grundbuchs­
die Schaffung von Siedlungsträgern vor, deren handlungen notwendig, die ohne entsprechende 
Tätigkeit maßgeblich und unmittelbar zur Struk- Befreiungsbestimmungen Eintragungsgebühren 
turverbesserung heiträgt. Die Siedlungsträger sind nach sich ziehen. Dies widerspräClte aber nicht nur 
nämlich insbesondere dazu berufen, anfallenden dem öffentlichen ln.teres$e, ,SQnden1- ,alJM 4~m 
Grund durch Kauf oder Pacht aufzufangen und Grundsatz, daß M!lßnahmell der :ßodeflfeform 
bereitzuhalten, geeignete Bewerber auszuwählen, - und um solche handelt es sich auch bei der 
die Neueinteilung vorzubereiten und hiebe i aUen- Tätigkeit der Siedlungsträger ,~ seit jeher wegen 
falls eine, Umwidmung von Liegenschaften zu ihrer großen volkswirtschaftlichen Bedeutung von 
veranlassen. Die Erlassung eingehender Regelun- l\Ibgaben befreit waren. ' 
gen über die Siedlungsträger ist Sache der Aus­
führungsgesetzgebung der Bundesländer. Jeden­
falls aber !bedürfen die Siedlungsträger einer 
behördlichen Anerkennung (§ 6 Abs. 2 des Land­
wirtschaftlichen Siedlungs-Grundsatzgesetzes). 

Die Siedlungs träger üben also nur eine Ver­
mittlertätigkeit aus, aus der sie schon nach den 
gesetzlichen Bestimmungen keinen Gewinn erzie­
len dürfen. Ihre Tätigkeit liegt im' öffentlichen 
Interesse und soll daher nidtt mit Abgaben 
belastet' sein. 

Dies gilt auch für die Eintragungsgebühren 
nach TP. 11 lit. Ib, des Tarifes zum Gerichts- und 
JustizverwaItungsgebühreng,esßtz 1962, BGBI. 
NT. 2'89,. Da die Siedlungsiräger vor allem, frei-

Eine verläßliche Schätzung der A'\1swirkung.en 
dieses Gesetzentwurfes auf das Steuerauf~ommep' 
ist nicht möglich, weil sich der lJmfan.~ der 
Tätigkeit der Siedlungsträger je nach dem Grun.d­
angebot unterschiedlich ,gestalten wird. Allfällige 
Ausfälle werden aber schon ,deshalb nicht bedeu­
tend sein, weil hier' Maßnahmen für die Zukunft 
angeregt werden, die ohne die abgabenrechtlichen 
Erleichterungen unterbleibel} würden. Soweit 
a;ber die Siedl'\1,1lgsträger bereits pisher GrllJ.ll4~ 
stücke in einem Verfahrep vor den A3qrbeh9r., 
den erworben haben, waren sie ~uch nam ,§ ~5 
Agrarverfahrensgesetz 1950 in der F.assung d.er 
Agrarverfahrensnovelle 1967, BGBl. Nr. 77, von 
Abgaben befreit. 
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